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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Hoven 


I. 

! 

Die Fraktion der FDP hat am 15. Oktober 1958 i 
den Antrag — Drucksache 563 — eingebracht, der 
Bundestag wolle die Bundesregierung beauftragen, 

„dem Deutschen Bundestag den Entwurf eines 
Deutschen Arbeitsgesetzbuchs unter Einschluß 
aller arbeitsrechtlichen Bestimmungen vorzule- 
gen". 

Der Antrag wurde in der Bundestagssitzung vom 
28. Januar 1959 ohne Aussprache dem Ausschuß für 
Arbeit (federführend) und dem Rechtsausschuß (mit- | 
beratend) überwiesen. 

Die Beratungen über den Antrag der Fraktion 
der FDP im Ausschuß für Arbeit (am 8. April 1959, j 
Protokoll Nr. 44; am 29. April 1959, Protokoll Nr. 47, 
und am 6. Juni 1959, Protokoll Nr. 50) und im 
Rechtsausschuß (am 28. März 1959, Protokoll Nr. 58, 
und am 24. Juni 1959, Protokoll Nr. 74) haben unter > 
Berücksichtigung der Schwierigkeiten einer gegen- 
wärtigen Gesamtkodifikation des Arbeitsrechts da- 
zu geführt, daß beide Ausschüsse den Antrag der 
Fraktion der FDP abgeschwädit haben und nunmehr 
Vorschlägen: 

„Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, mit der 
Einleitung der Vorarbeiten zu einem Entwurf 
eines Deutschen Arbeitsgesetzbuchs zu beginnen." 

II . 

Schon die Weimarer Republik hatte sich die Auf- 
gabe gestellt, ein einheitliches Arbeitsrecht zu schaf- 
fen (Artikel 157 Abs. 2 der Reichsverfassung). Die 


zu bewältigende Aufgabe erwies sich weit schwie- 
I riger als erwartet, da das Arbeitsrecht damals noch 
sehr uneinheitlich war und in vieler Hinsicht der 
Neugestaltung, zu einem erheblichen Teil sogar erst 
der Erschaffung bedurfte. So ging man zunächst 
durchaus folgerichtig daran, wichtige Teilgebiete 
überhaupt erstmalig zu kodifizieren. Angesichts der 
damit verbundenen vielschichtigen Problematik 
konnten jedoch die beiden wichtigen Entwürfe eines 
Arbeitsvertragsgesetzes von 1923 und eines Ar- 
beitsschutzgesetzbuchs von 1926/28 bis 1933 nicht 
' mehr verabschiedet werden. 

I 

Nach 1933 wurden dann unter einer veränderten 
politischen Zielsetzung und unter anderen arbeits- 
verfassungsrechtlichen Voraussetzungen die Vor- 
j arbeiten für eine Gesamtkodifikation des Arbeits- 
rechts fortgesetzt. Im Jahre 1934 ergingen die Ge- 
setze zur Ordnung der nationalen Arbeit für die 
: Privatwirtschaft und für die öffentlichen Verwal- 
tungen und Betriebe. Beide Gesetze hatten nicht die 
Bedeutung und den Umfang eines umfassenden 
Arbeitsgesetzbuchs. Die von der Akademie für 
Deutsches Recht ausgearbeiteten Entwürfe eines 
Arbeitsverhältnisgesetzes (1938) und über die Be- 
rufserziehung der deutschen Jugend (1942) sind 
nicht mehr Gesetz geworden. 

In den Jahren nach 1945 ist der Wunsch nach 
einem umfassenden Gesetzbuch der Arbeit schon 
bald erneut laut geworden. Eine Gesamtkodifika- 
tion des Arbeitsrechts mußte jedoch wegen drin- 
gender vorrangiger Teilaufgaben vorerst zurück- 
stehen. Vor allem mußten zunächst die nach 1945 
aufgehobenen oder weggefallenen arbeitsrechtlichen 
Rechtsätze neugestaltet werden. So ergingen u. a. 
das Tarifvertragsgesetz, das Kündigungsschutzgesetz 
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das Gesetz zur Verbesserung der wirtschaftlichen 
Sicherung der Arbeiter im Krankheitsfalle, das Be- 
triebsverfassungsgesetz, das Heimarbeitsgesetz, das 
Mutterschutzgesetz, das Schwerbeschädigtengesetz, 
das Seemannsgesetz, das Arbeitsgerichtsgesetz usw. 

IIL 

Eine Reihe von Gründen sprechen für die Schaf- 
fung eines Deutschen Arbeitsgesetzbuchs. 

Das geltende Arbeitsrecht ist weitgehend zer- 
splittert. Neben besonderen arbeitsrechtlichen Ein- 
zelgesetzen, wie Tarifvertragsgesetz, Betriebsver- 
fassungsgesetz, Urlaubsgesetze der Länder, See- 
mannsgesetz, Arbeitsgerichtsgesetz usw., gibt es 
viele arbeitsrechtliche Einzelbestimmungen oder 
Vorschriftengruppen, die in zahlreichen anderen Ge- 
setzen verstreut sind. Als Beispiele seien hierfür 
genannt: das Dienstvertragsrecht im BGB, das Recht 
der Handlungsgehilfen im HGB, die Vorschriften 
für die gewerblichen Arbeitnehmer in der Gewerbe- 
ordnung, für die Handwerkslehrlinge in der Hand- 
werksordnung, usw. Das Arbeitsrecht ist daher eine 
recht unübersichtliche Rechtsmaterie, da einmal 
seine verstreuten Einzelvorschriften nicht immer 
aufeinander abgestimmt sind und zum anderen 
wichtige Rechtsgrundsätze nur aus einer schwer 
überschaubaren Fülle von Rechtsprechung und Lehr- 
meinungen entnommen werden können. 

Die Arbeiten an einem Arbeitsgesetzbuch geben 
Gelegenheit, reformbedürftige Teile des Arbeits- 
rechts neu zu fassen oder zu ergänzen, bestehende 
Lücken in der arbeitsrechtlichen Gesetzgebung zu 
schließen und sachlich zusammenhängende Vor- 
schriften in einem Gesetz zu vereinigen. 

IV. 

Diesen positiven Argumenten stehen jedoch die 
Schwierigkeiten einer Gesamtkodifikation des Ar- 
beitsrechts — zumindest zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt — gegenüber. 

1. Der Zweck eines Arbeitsgesetzbuchs kann nicht 
darin gesehen werden, das geltende Arbeits- 
recht (Gesetze, Verordnungen, Gewohnheitsrecht, 
Grundsätze der Rechtsprechung) in seinem der- 
zeitigen Entwicklungszustand in einem einheit- 
lichen großen Gesetzeswerk zu sammeln. Viel- 
mehr müßten auch die künftigen Entwicklungs- 
tendenzen berücksichtigt werden. Doch gerade 
hier liegt die größte Schwierigkeit. Die Fortbil- 
dung des Arbeitsrechts wird vom Entwicklungs- 
tempo unseres Arbeitslebens bestimmt. Dieses 
aber befindet sich in einer unaufhörlichen Wand- 
lung und damit auch das Arbeitsrecht. Das Ar- 
beitsrecht ist somit in seinen wesentlichen Tei- 
len ein stark dynamisches Rechtsgebiet. Insofern 
ist die Ausgangssituation für eine Gesamtkodi- 
fikation viel ungünstiger als etwa bei einem 
mehr statischen Rechtsgebiet, wie es das Zivil- 
recht darstellt. 

Bevor man daher an die Schaffung eines Ar- 
beitsgesetzbuchs herangeht, sollte gründlich ge- 
prüft werden, ob die Entwicklung des Arbeits- 


lebens zu einem gewissen Abschluß gekommen 
ist, so daß eine Gesamtkodifikation Aussicht auf 
Bestand hat. 

I 

I 2. Eine Gesamtkodifikation des Arbeitsrechts setzt 

■ voraus, daß die Begriffe im gesamten Gesetzes- 
j werk einen einheitlichen Inhalt und die gleiche 

Bedeutung haben. Gegenwärtig gibt es in dieser 
i Hinsicht im Arbeitsrecht erhebliche Unterschiede. 
Das Arbeitsrecht im engeren Sinn knüpft die 
meisten Rechtsfolgen an das durch einen rechts- 
wirksamen Vertrag begründete Arbeitsverhält- 
nis an. Das Arbeitschutzrecht dagegen knüpft 
I weitgehend an ein tatsächliches Beschäftigungs- 

: Verhältnis an. Einige andere Begriffe müßten 

erst noch inhaltlich bestimmt und klarer vonein- 
' ander abgegrenzt werden. Das gilt vor allem 

^ für die Begriffe „Arbeiter" und „Angestellte". 

I Gerade in dieser Frage sind kürzlich die Arbei- 

j ten einer wissenschaftlichen Kommission im Rah- 

I men der Gesellschaft für sozialen Fortschritt ge- 

I scheitert. Einer einheitlichen Abgrenzung würde 

j auch noch der Begriff des „leitenden Angestell- 

ten" bedürfen, der bisher in verschiedenen Ge- 
i setzen (z. B. im Kündigungsschutzgesetz und im 

I Betriebsverfassungsgesetz) unterschiedlich ge- 

I prägt worden ist. 

I 3. Am Beispiel einiger Teilgebiete des Arbeits- 
j rechts kann weiter verdeutlicht werden, welche 

Schwierigkeiten einer Gesamtkodifikation ent- 
I gegenstehen; 

! a) Bei einer gesetzlichen Regelung des Arbeits- 

■ Vertragsrechts (Arbeitsverhältnisgesetz) müßte 
u. a. beachtet werden, daß sich Wesen und 
Umfang des Direktionsrechtes des Arbeitge- 

I bers unter dem Einfluß der Mitbestimmung 

I der Arbeitnehmer zu wandeln beginnen. 

I b) Im Tarifrecht (einschließlich des Berufsver- 

! band- und Schlichtungsrechts) scheint es wün- 

: sehenswert zu sein, im gegenwärtigen Zeit- 

' punkt bestehende gesetzliche Regelungen 

! nicht anzurühren, um hier nicht durch erneute 

Gespräche die bei den bisherigen Teilkodi- 
fikationen nur mühsam erreichte Einigkeit 
zwischen den beteiligten Kreisen zu gefähr- 
I den. Einer Schließung der hier bestehenden 

Lücken der Gesetzgebung (u. a. die Kodifika- 
tion des Streik- und Schlichtungsrechts) ste- 
I hen die bekannten Widerstände beider So- 

i zialpartner entgegen. 

I c) Die Entwicklung im Recht der Betriebsverfas- 
; sung läßt sich z. Z. vielleicht am allerwenig- 

I sten überschauen. Es sei nur auf folgende 

Einzelheiten hingewiesen: 

, (1) Die Aktienrechtsreform und die ihr nach- 

folgenden gesellschaftsrechtlichen Reform- 
werke werden sicherlich neue Ordnungen 
auf der Seite der Arbeitgeber bringen, 
deren arbeitsrechtliche Auswirkungen 
noch nicht zu übersehen sind. Es sei hier 
nur an die Frage der Sozialverpflichtung 
des Vorstandes einer absolut herrschen- 
den Obergesellschaft eines Konzerns er- 
innert. 
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(2) Zur Zeit bestehen drei verschiedene For- 
men der Mitbestimmung im Aufsichtsrat 
(nach dem Betriebsverfassungsgesetz, 
nach dem Mitbestimmungsgesetz Kohle, 
Eisen, Stahl aus dem Jahre 1951 und 
nach dem Mitbestimmungsergänzungs- 
gesetz aus dem Jahre 1956). Es ist noch 
nicht zu übersehen, in welcher Richtung 
die weitere Entwicklung verläuft. 

d) Die Einfügung des Arbeitschutzrechtes in eine 
Gesamtkodifikation des Arbeitsrechts ist be- 
sonders problematisch. Wie das gesamte Ar- 
beitsrecht überhaupt ist auch das Arbeits- 
schutzrecht, um so mehr, als es zum größten 
Teil technische Normen enthält, ein im höch- 
sten Grade dynamisches Recht. Es ist in einer 
ständigen Wandlung begriffen, die sowohl 
durch soziale Spannungsverhältiiisse als auch 
durch die laufende Fortentwicklung der Tech- 
nik bedingt ist; außerdem bringen heute 
mehr denn je die Eingliederung der Bundes- 
republik in internationale Zusammenschlüsse 
und die daraus resultierenden Verpflichtun- 
gen eine gewisse Unruhe gerade in das Ar- 
beitsschutzrecht. 

Der Zwang zur Teilregelung hat sich dadurch 
eher verstärkt. Gründe dafür sind einmal die 
in der Zeit nach dem letzten Weltkrieg ein- 
geleitete und noch längst nicht abgeschlossene 
soziale Umschichtung, zum anderen der Nach- 
holbedarf gerade auf dem Gebiet des tech- 
nischen Arbeitsschutzrechts, der dadurch ent- 
standen ist, daß dieser Sektor in den letzten 
zwanzig Jahren der Kriegs- und Nachkriegs- 
zeit und damit in einem Zeitraum vernach- 
lässigt werden mußte, in dem die technische 
Entwicklung ungeahnte Ausmaße angenom- 
men hat. Die umfassende Regelung des Ar- 
beitsschutzes, die Neuregelung der Arbeits- 
bedingungen der schaffenden Frau, die Neu- 
ordnung der Sonntagsarbeit, die Bekämpfung 
von Staub und Lärm und die Modernisierung 
der Vorschriften für gefährliche Arbeitsstoffe, 
überwachungsbedürftige Anlagen und spe- 
zielle Arbeitsmethoden erfordern beispiels- 
weise gesetzgeberische Maßnahmen, die nicht 
mehr zurückgestellt werden können. Sie müs- 
sen einer Gesamtkodifikation gegenüber vor- 
rangig behandelt werden. 


4. Abgesehen von den sachlichen Schwierigkeiten 
kann aber nicht unerwähnt bleiben, daß die 
Vorbereitungen einer umfassenden Kodifikation 
des Arbeitsrechts Zeit und einen großen Perso- 
nalaufwand erfordern werden. Es ist dies eine 
Aufgabe, die noch ungleich größer ist als die 
der großen Strafrechtsreform, und es ist bekannt, 
in welchem Maße wissenschaftliche Gremien und 
Sonderreferate des Bundesjustizministeriums an 
dieser arbeiten. Die Bewältigung einer so gro- 
ßen Aufgabe in absehbarer Zeit oder gar inner- 
halb einer Legislaturperiode erscheint schlecht- 
hin äusgeschlossen. 

V. 

Die Schwierigkeiten einer Gesamtkodifikation des 
Arbeitsrechts zum gegenwärtigen Zeitpunkt sind 
I also erheblich. Dennoch sollte aber, auf weite Sicht 
1 gesehen, die Schaffung eines Deutschen Arbeits- 
gesetzbuchs ein lohnendes Ziel sein. Um in dieser 
; Richtung möglichst bald zu greifbaren Ergebnissen 
und damit zugleich dem Endziel näherzukommen, 
sollte erwogen werden, zunächst weitere Teilkodi- 
: fikationen dieses Rechtsgebiets vorzunehmen. Zu 
i denken wäre hier beispielsweise an ein Arbeits- 
verhältnisgesetz und ein Berufsausbildungsgesetz; 
andere arbeitsrechtliche Gesetze könnten überholt 
und den neuen Entwicklungen im Arbeitsleben an- 
gepaßt werden; wichtige arbeitsrechtliche Begriffe 
könnten abgegrenzt und die gesetzlich geregelten 
Teilgebiete aufeinander abgestimmt werden. 

VL 

In den Ausschußberatungen sind alle diese Ge- 
; sichtspunkte zur Sprache gekommen und einer 
gründlichen Prüfung unterzogen worden. Insbeson- 
dere die nicht zu verkennenden und sicherlich nicht 
geringen Schwierigkeiten, die sich bei einer Ge- 
samtkodifikation des Arbeitsrechts ergeben, wenn 
man im gegenwärtigen Zeitpunkt an diese Aufgabe 
herangeht, haben zu der neuen Fassung des nun- 
mehr zur Abstimmung vorliegenden Antrags ge- 
führt. Damit wird einmal der Bundesregierung der 
notwendige Spielraum gegeben, den zur Erreichung 
des Endziels zweckmäßigsten Weg gehen zu kön- 
nen, zum anderen berücksichtigt dieser Antrag nun- 
mehr in stärkerem Maße den Umstand, daß die er- 
forderlichen Vorarbeiten sich ihres Umfangs wegen 
über einen längeren Zeitraum als die derzeitige 
i Legislaturperiode erstrecken müssen. 


Bonn, den 19. November 1959 


Dr. Hoven 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle besdiließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, 

mit der Einleitung der Vorarbeiten zu einem Ent- 
wurf eines Deutschen Arbeitsgesetzbuchs zu be- 
ginnen. 


Bonn, den 19. November 1959 


Der Ausschuß für Arbeit 


Scheppmann 

Vorsitzender 


Dr. Hoven 

Berichterstatter 



